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Abschrift 


An den Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusscs 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 132. Sitzung 
am 3. Dezember 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 19. November 1954 verabschiedeten 

Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern 
(Länderfinanzausgieichsgesetz) 

— Drucksachen 480 Anlage III, 

960 Anlage III, 990 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel angerufen wird, dem 
Gesetz die aus der Anlage ersichtliche Fassung zu geben. 

gez. Altmeier 


Bonn, den 3. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Sdireiben 
vom 19. November 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Bundesrat 


Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Länderfinanzausgleich 
(Länderfinanzausgleichsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Finanzausgleich unter den Ländern 

§ 1 

Aiisglelchsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern leisten die ausgleichs- 
pflichtigen Länder Ausgleichsbeiträge, aus 
deren Aufkommen die ausgleichsberechtigten 
Länder Ausgleichszuweisungen erhalten, 

§ 2 

Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 
Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Steuerkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, 
für das der Ausgleich durchgeführt wird 
(Ausgleichsjahr), ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt, 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, 
deren Steuerkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr 
95 vom Hundert ihrer Ausgleichsmeßzahl 
nicht erreicht. 

§ 3 

Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes 
ist die Summe seiner Steuereinnahmen (§ 4) 
und der Realsteuereinnahmen seiner Gemein- 


den (§ 5), vermindert um die Beträge zur 
Abgeltung von Sonderbelastungen (§ 6). 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist 
die mit seiner veredelten Einwohnerzahl (§ 7) 
vervielfachte bundesdurchschnittliche Steuer- 
kraftmeßzahl je Einwohner. 



(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gel- 
ten seine kassenmäßigen Einnahmen aus dem 
Länderanteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer, aus der Vermögen- 
steuer, der Erbschaftsteuer, der Biersteuer, 
der Kraftfahrzeugsteuer, den Verkehrsteuern 
mit Ausnahme der Grunderwerbsteuer, der 
Totalisatorsteuer und der Feuerschutzsteuer 
im Ausgleichsjahr. 

(2) Von den Einnahmen eines Landes aus 
der Vermögensteuer werden die Beträge ab- 
gesetzt, die das Land als Zuschuß naA § 6 
Abs. 1 und 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) im Ausgleichsjahr an den Ausgleichs- 
fonds geleistet hat. 

(3) Von den Einnahmen eines Landes aus 
seinem Anteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer werden die Beträge 
abgesetzt, die das Land noch nach den Vor- 
schriften des Zerlegungsgesetzes vom 29. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 225) im Aus- 
gleichsjahr an andere Länder geleistet hat 
(§ 14). Beträge, die das Land nach diesen 
Vorschriften im Ausgleichsjahr noch von 
anderen Ländern erhalten hat, werden zu- 
gesetzt. 
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§ 3 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes gelten die nach Absatz 5 
herabgesetzten Steuerkraftzahlen der Grund- 
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital, die für das Rechnungsjahr 
ermittelt sind, das dem Ausgleichsjahr voran- 
geht. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden an- 
gesetzt 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den 

land- und forstwirtschaftlidien Betrieben 
mit 160 vom Hundert, 

2, von den Grundbetr’ägen der Grundsteuer 
von den Grundstücken 

die ersten 12 OQO Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 160 vom Hundert, 

die weiteren 48 000 Deutsche Mark 
einer Gemeinde mit 1 80 vom Hundert, 

die weiteren 90 000 Deutsclie Mark 
einer Gemeinde mit 200 vom Hundert,' 

die weiteren 100 000 Deutsche Mark 
einer Gemeinde mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark 

übersteigenden Beträge 

einer Gemeinde mit 250 vom Hundert; 


3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer 
vom Ertrag und Kapital 
mit 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in 
dem* Redmungsjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorangeht, geteilt durch die in diesem Rech- 
nungsjahr in Geltung gewesenen Hebesätze. 

(3) Für die Errechnung der Steuerkraft- 
zahlen eines Landes ist die Summe der Grund- 
beträge maßgebend, die das Statistische Bun- 
desamt nach dem Ergebnis der Gemeinde- 
finanzstatistik festgestellt hat. Bei der Grund- 
steuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheit- 
lich der im Durchschnitt auf eine Gemeinde 
der Gruppe entfallende Grundbetrag; maß- 
gebend sind die folgenden Gemeindegruppen: 

a) Gemeinden bis 2 000 Einwohner, 

b) Gemeinden über 2 000 bis 

3 000 Einwohner, 

c) Gemeinden über 3 000 bis 

5 000 Einwohner, 


d) Gemeinden über 

e) Gemeinden über 

f) Gemeinden über 

g) Gemeinden über 


5 000 bis 

10 000 Einwohner, 

10 000 bis 

20 000 Einwohner, 

20 000 bis 

50 000 Einwohner, 

50 000 bis 

100 000 Einwohner, 


h) Gemeinden über 100 000 Einwohner. 


(4) Durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können bei der Er- 
rechnung der Steuerkraftzahlen Ungleich- 
heiten ausgeglichen werden, die sich aus einer 
verschiedenen Einheitsbewertung des Grund- 
besitzes im Bundesgebiet ergeben. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 
der Grundsteuer von den Grundstücken und 
der Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital 
werden je für sich nach einem für alle Län- 
der einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden 
aus der Grundsteuer von den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben, aus der Grund- 
steuer von den Grundstücken und aus der 
Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsum- 
mensteuer in dem Kalenderjahr eingenommen 
haben, das in dem Ausgleichsjahr endet. 


§ 6 


Sonderbelastungen 

(1) Zur Abgeltung der Lasten, die den Län- 
dern Bremen und Hamburg aus der Unter- 
haltung ihrer Seehäfen erwachsen, werden 
die nadi §§ 4 und 5 ermittelten Steuerein- 
nahmen des Landes Bremen um 10 vom 
Hundert und des Landes Hamburg um 7 vom 
Hundert gekürzt. 

(2) Zur Abgeltung besonderer Belastungen 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen des Landes Niedersachsen 
um 1 vom Hundert und des Landes Schles- 
wig-Holstein um 14 vom Hundert gekürzt. 


§ 7 

Einwohnerzahl 

(1) Zur Ermittlung der Ausgleichsmeßzahl 
eines Landes wird von seiner Einwohnerzahl 
(Wohnbevölkerung) ausgegangen, die das 
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Statistische Bundesamt am 30. September des 
Ausgleichsjahres festgestellt hat. Die Einwoh- 
nerzahlen der Gemeinden eines Landes wer- 
den mit den folgenden Ansätzen je Ein- 
wohner gewertet: 

die ersten 5 000 Einwohner einer 

Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner einer 

Gemeinde mit 110 vom Hundert, 
die weiteren 80 000 Einwohner einer 

Gemeinde mit 115 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner einer 

Gemeinde mit 120 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner einer 

Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner einer 

Gemeinde mit 155 vom Hundert. 

Die hiernach errechneten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Hundertsatz soweit er- 
mäßigt, daß die Summe die wirkliche Ein- 
wohnerzahl des Bundesgebietes ergibt. 

(2) Durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, kann bestimmt wer- 
den, wie in Gastlagern untergebrachte Ver- 
triebene und Zugewanderte aus der Sowjet- 
zone bei der Feststellung der Einwohner- 
zahl nach Absatz 1 zu berücksichtigen sind. 


§ ^ 


Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 


(1) Die Ausgleichszuweisungen der aus- 
gleidisberechtigten Länder werden von den 
Beträgen erredmet, um die ihre Steuerkraft- 
meßzahl hinter 95 vom Hundert ihrer Aus- 
gleichsmeßzahl zurückbleibt. Hier'bei werden 
angesetzt 

1. der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

100 vom Hundert, 

2. der Betrag, der von 80 bis 95 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

50 vom Hundert. 


(2) Die ausgleichspflichtigen Länder brin- 
gen die Summe der Ausgleichszuweisungen 
entsprechend ihrer die Ausgleichsmeßzahl 
übersteigenden Steuerkraft auf. Dabei wird 

1. die Steuerkraft, die zwischen 100 und 105 
vom Hundert ihrer Ausgleichsmeßzahl 
liegt, mit 50 vom Hundert, 


2. die 105 vom Hundert ihrer Ausgleichsmeß- 
zahl übersteigende Steuerkraft mit 

100 vom Hundert 

angerechnet. 


§.9 

Vorbehalt für die Hansestädte 

(1) Die Ausgleichsbeiträge der Hansestädte 
(§ 8 Abs. 2) werden herabgesetzt, wenn der 
auf den Einwohner einer Hansestadt entfal- 
lende Betrag der Landessteuereinnahmen (§ 4) 
und der Realsteuereinnahmen (§ 5 Abs. 1 
bis 4) im Ausgleichsjahr nach Absetzung des 
nach § 8 Abs. 2 errechneten Ausgleichsbeitra- 
ges und des Betrages, um den die Steuerein- 
nahmen gemäß § 6 Abs. 1 als Ausgleich für 
die Hafenlasten gekürzt worden sind, kleiner 
ist als der nach Absatz 2 zu errechnende Ver- 
gleichsbetrag. 

(2) Der Vergleichsbetrag wird je Einwoh- 
ner errechnet aus der Summe 

1. der Landessteuereinnahmen (§ 4) abzüglich 
der Ausgleichsbeiträge (§ 8 Abs. 2) in Nord- 
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg 
im Ausgleichsjahr, 

2. der Realsteuereinnahmen (§ 5 Abs. 1 bis 4) 
in Köln und Stuttgart im Ausgleichsjahr. 

(3) Unter den in den Absätzen 1 und 2 
bestimmten Voraussetzungen wird der Aus- 
gleichsbeitrag einer Hansestadt um den mit 
der Bevölkerungszahl vervielfachten Unter- 
schiedsbetrag herabgesetzt. 

(4) Den Unterschiedsbetrag nach Absatz 3 
bringen die übrigen ausgleichspflichtigen Län- 
der entsprediend ihrer die Ausgleichsmeßzahl 
übersteigenden Steuerkraft zusätzlich zu den 
nach § 8 Abs. 2 festgestellten Beiträgen auf. 


§ 10 

Vollzug des Finanzausgleichs 

(1) Der Finanzausgleich wird während des 
Ausgleichsjahres auf Grund vorläufiger Be- 
messungsgrundlagen vollzogen. Die vorläu- 
figen Ausgleichszuweisungen und die vorläufi- 
gen Ausgleichsbeträge werden nach den §§ 1 
bis 8 ermittelt und in monatlichen Teilbeträ- 
gen gezahlt. Hierbei werden zugrunde gelegt: 

1. die Steuereinnahmen der Länder (§ 4) in 
dem Kalenderjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht; 
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2. die Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die das 
Statistische Bundesamt zuletzt festgestellt 
hat; die nach diesen Steuergrundbeträgen 
ermittelten Steuerkraftzahlen werden nach 
§ 5 Abs. 5 auf die Hälfte der Beträge her- 
abgesetzt, die die Gemeinden aus den Real- 
steuern in dem Kalenderjahr eingenommen 
haben, das in dem dem Ausgleichsjahr vor- 
ausgehenden Rechnungsjahr endet; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 7), die das Sta- 
tistische Bundesamt am 30. September des 
Jahres festgestellt hat, das dem Ausgleichs- 
jahr vorausgeht. 

(2) Ergibt sich im Laufe des Ausgleichs- 
jahres, daß die Steuereinnahmen oder die Ein- 
wohnerzahlen der Länder im Verhältnis zu- 
einander eine wesentlich andere Entwicklung 
nehmen als im vorausgegangenen Kalender- 
jahr, kann die vorläufige Bemessung der Aus- 
gleichsleistungen dieser Entwicklung angepaßt 
werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die er- 
forderlichen Durchführungsvorschriften über 
den Vollzug des Finanzausgleichs während des 
Ausgleichsjahres und die endgültige Abrech- 
nung zu erlassen. Wird die Rechtsverordnung 
über den Vollzug des Finanzausgleichs wäh- 
rend des Ausgleichsjahres nicht vor seinem 
Beginn verkündet, trifft der Bundesminister 
der Finanzen die zur Sicherstellung des Aus- 
gleichsvollzugs erforderlichen einstweiligen 
Anordnungen. 

§ 11 
Berlin 

(1) Das Land Berlin nimmt bis auf weiteres 
am Finanzausgleich unter den Ländern nicht 
teil. 

(2) Solange das Land Berlin am Finanzaus- 
gleich unter den Ländern nicht teilnimmt, 
erhält es einen Zuschuß aus Bundesmitteln 
nach § 16 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in der Fassung des Artikels II des Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und zur 
Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin“ vom 26. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88). 

S 12 

Auskunftspflicht 

Die Länder sind verpflichtet, dem Bundes- 
minister der Finanzen die zur Durchführung 


dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von der 
obersten Rechnungsprüfungsbehörde des Lan- 
des bestätigen zu lassen. 

ABSCHNITT II 

Ergänzungszuweisungen des Bundes an das 
Land Schleswig-Holstein 

§ 13 

Der Bund leistet an das Land Schleswig- 
Holstein eine Ergänzungszuweisung. Sie be- 
trägt in den Rechnungsjahren 1955 bis 1957 
jeweils bis zu 10 vom Hundert des Betrages, 
der dem Land Schleswig-Holstein nach Ab- 
schnitt I zusteht. Für die folgenden Rech- 
nungsjahre wird die Ergänzungszuweisung 
durch das Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushalts bestimmt. 


ABSCHNITT III 
Schlußbestimmungen 

§ 14 

Außerkrafttreten des Zerlegungsgesetzes 

Das Gesetz über die Steuerberechtigung 
und die Zerlegung bei der Einkommensteuer 
und der ivörpcrschaftsteuer (Zerlegungsgesetz) 
vom 29. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 225) 
ist, mit Ausnahme der §§ 1 und 9, auf die 
nach dem 31. Dezember 1954 beginnenden 
Veranlagungszciträume und auf die nach die- 
sem Zeitpunkt endenden Lohnzahlungszeit- 
räume nicht mehr anzuwenden. 

§ 15 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
aucli im Land Berlin. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist, soweit § 14 nichts ande- 
res bestimmt, erstmals für das Rechnungsjahr 
1955 anzuwenden; es tritt am 1. Januar 1955 
in Kraft. 
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Begründung 


1. Zu Abschnitt I 

Der Bundesrat ist bereit, einer Regelung des 
Länderfinanzausgleichs zuzustimmen, die 
über seinen Gegenvorschlag zur Regierungs- 
vorlage im ersten Durchgang (Bundestags- 
drucksache 480 S. 206) erheblich hinausgeht. 
Sein neuer Vorschlag bezieht in den Steuer- 
kraftausgleich auch die unterschiedlichen Real- 
stcucrcinnahmen ein und unterscheidet sich 
von den Beschlüssen des Bundestages im we- 
sentlichen nur noch in der Intensität des 
Finanzausgleichs. Wenn die Steuerschätzungen 
der Regierungsvorlage als Bercchnungsgrund- 
lage für das Rechnungsjahr 1955 verwendet 
werden, beträgt die Ausgleichsmasse nach der 
vom Bundestag beschlossenen Regelung mehr 
als 460' Mio DM, nach dem neuen Vorschlag 
des Bundesrates rund 405 Mio DM. Die Ver- 
handlungen, die ln der Zwischenzeit unter 
den Ländern geführt worden sind, haben ge- 
zeigt, daß auch der Leistungsfähigkeit der 
ausgleichspflichtigen Länder Grenzen gesetzt 
sind. Mit großer Mehrheit haben sich schließ- 
lich die Länder beim Finanzausgleich auf einen 
Intensivierungsgrad geeinigt, der etwa die 
Mitte hält zwischen dem Gegenvorschlag des 
Bundesrates zur Regierungsvorlage mit einer 
Ausgleichsmasse von etwa 347 Mio DM und 
der vom Bundestag beschlossenen Regelung. 
Dieser mittleren Lösung tragen die Ände- 
rungsvorschläge des Bundesrates zu § 6 (Son- 
dcrbelastungen), zu § 7 (Einwohnerzahl) und 
zu § 8 Abs. 1 und 2 (Bemessung der Aus- 
gleichszuwcisungen und der Ausgleidisbei- 
träge) Rechnung. 

Die übrigen Änderungsvorschläge betreffen 
nicht den Ausgleich als solchen. Teils entspre- 
chen sie — so zu § 4 — den Vorschlägen des 
Bundesrates zur Verteilung der Steuern zwi- 
schen Bund und Ländern nach dem Finanz- 
verfassungsgesetz, teils richten sie sich gegen 
die Art des Vollzugs. Die vom Bundestag be- 
schlossene kassenmäßige Verbindung der 


Ausgleichszahlungen mit der Abführung des 
Bundesanteils an der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer hält der Bundesrat nicht 
für eine Verwaltungsvereinfachung. Er zieht 
das seit Jahren geübte und bewährte Verfah- 
ren des getrennten Zahlungsverkehrs vor, 
weil es einfach und durchsichtig ist. Wenn 
nach dem Vorschlag des Bundesrates die vor- 
läufigen Ausgleichszuweisungen und die vor- 
läufigen Ausgleichsbeiträge in monatlichen 
Teilbeträgen gezahlt werden, wird der Kassen- 
lage der ausgleichsberechtigten Länder weit- 
gehend Rechnung getragen. Damit erübrigen 
sich die umständlichen Vorschriften In § 11 
der vom Bundestag beschlossenen Fassung. 


2. Zu Abschnitt II 

Der Bundesrat will dem Bund künftig die 
Möglichkeit geben, aus seinen eigenen Mitteln 
einzelnen Ländern Zuweisungen zur ergän- 
zenden Deckung ihres allgemeinen Finanz- 
bedarfs zu gewähren. Das Nähere soll das 
Gesetz über den Länderfinanzausgleich be- 
stimmen. Der Bundesrat ist der Auffassung, 
daß die Voraussetzungen für eine solche FFilfe 
des Bundes schon jetzt beim Land Schleswig- 
Holstein vorliegen. Die Finanzschwäche dieses 
Landes ist so außergewöhnlich, daß sie nicht 
allein mit Mitteln des Länderfinanzausgleichs 
behoben werden kann, wenn nicht andere 
leistungsschwache Länder darunter leiden 
sollen. Schon seit Jahren erhält Schleswig- 
Holstein Finanzhilfen des Bundes, um damit 
Deckungslücken seines außerordentlichen 
Haushalts zu schließen. Auch der ordentliche 
Haushalt des Landes Schleswig-Holstein wird 
sich in den nächsten Jahren nur ausglelchen 
lassen, wenn der Bund seine Hilfe nicht ver- 
sagt. Deshalb schlägt der Bundesrat in Ab- 
schnitt II vor, Ergän^zungszuwelsungen des 
Bundes für die Rechnungsjahre 1955 bis 1957 
festzulegen. 
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